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BEGRUNDUNG

zur f . änderung des Bebauungsplanes Nr. 16 a "A1tstadt Y{interberg-
Bereich Untere Pforte", der Stadt ttinterberg

Der  Rat  der  Stadt  l r l in terberg hat  am 28.LL.L99L d ie  9 .  Anderung
des B-Planes Nr.  l -  5 a "Al tstadt Vi l interberg-Bereich Untere Pf orte "
gem.  S 2  BauGB besch lossen.

Der Bereich der g.  Änderung beschränkt s ich auf das Quart ier
zwLschen den Straßen "f f i  Waltenberg, Poststraße, Nuhnestraße und
die  Günninghauser  St raße" .  Z ie l  der  P lanänderung is t  d ie  Er -
höhung der  Grundf lächenzahlen von 0 ,6  auf  0  r  8  für  d ie  Grundstücke
ent lang des l r la l tenbergs und der  Posts t raße Nr .  1  und Nr .  L  ä .
Darüber hinaus wird für diese Grundstücke die Geschoßf1ächenzahl
von I  ,6  auf  2  ,4  erhöht .  Für  d ie  übr igen Grundstücke Nuhnest raße
Nr. 3,  5 und 7 wird die USch;| Iächenzahl von bisher ! ,6 auf
1 ,8  erhöht .  Außerdem wi rd  für -d ie  Grundstücke Ecke "Günninghauser
Straße/em !{al t ,enberg" eine Anbaupf l icht  gem. S 22 Abs. 4 BauNVO
fes tgese t z t .

Die von der Anderung betrof fenen Grundstücke l iegen in guter Ge-
schäf ts lage im Kernbere ich von Winterberg.  D ie  b isher  zu läss igen
Maße der baulichen Nutzung waren auf die BauNVO L977 abgestirunt.
Die BauNVO 1990 Iäßt im Vergleich hierzu wesent l ich höhere
Ausnut zungs ziff ern zu. Die Stadt lr l interberg hat die Beweggründe
des Gesetzgebers  (opt imalere  Ausnutzung von Grundstücken,  f lächen-
schonende Bebauung usw.)  aufgegr i f fen und d ie  AusnutzungszLf fern
den städtebaul ichen Anforderungen der Stadt V{ interberg entsprechend
wie oben beschr ieben erhöht .  D ie  nach der  BauNVO 1990 zu läss igen
Höchstwerte in Kerngebieten (  GRZ 1, 0 und GFZ 3, 0 )  werden al lerdings
nicht erreicht.  Insgesamt handelt  es sich um eine maßvo1le Erweite-
rung der Grund- und Geschoßf lächenzahlen, die insbesondere den
Ausbau der Dachgeschosse für l r lohnzwecke ermögl ichen und insgesamt
eine bessere Ausnutzung der Grundstücke in dieser herausgehobenen
Geschäf ts lage gewähr le is ten soIL  Zusätz l ich  wurde fes tge legt ,  daß
beim Ausbau des Dachgeschosses als ! , Iohnraum die zulässige Geschoß-
f Iächenzahl  ausnahmsweise um b is  0  ,4  überschr i t ten werden dar f ,
\nrenn das Dachgeschoß aIs Vol lgeschoß ausgebi ldet ist .

Städtebaul ich sol I  erreicht werden, daß auch größere EinzeL-
handelsbet r iebe in  d ieser  Geschäf ts lage anges iede l t  werden können.
Der Geschäftsbereich soII  noch attrakt iver als Einkaufszone ge-
stal tet  werden können. Aus diesem Grunde wurde im Kreuzungsbe-
reich der Günninghauser St,raße/Waltenberg gem. S 22 Abs. 4 f  est-
gesetz t ,  daß an d ie  se i t l i chen Grundstücksgrenzen heran gebaut
werden muß. Damit  wird die of fene Bauweise, die im Grundsalz für
das gesamte P langebie t  g i l t ,  n ich t  bee in t rächt ig t .  D ie  in  d iesem
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Bereich des Waltenbergs bestehenden Häuserzei len vermitteln be-
reits heute rein optisch den Eindruck einer geschlossenen Be-
bauung. Mit der Festsetzung, daß in dem genannten Bereich an die
seitliche Grenze herangebaut werden rnuß, möchte die Stadt sicher-
stel len, daß an dieser städtebaulich markanten Lage eine das
stadtbild prägende Geschäftgentwicklung entstehen kann.

!{eitere wesentliche Auewirkungen sind von der Planänderung nicht
zu endarten. Für die im Plangebiet liegenden Grundstücke werden
sich poeitive Anetöße ergeben. Die angrenzenden Gebiet deE rechts-
verbindlichen Bebauungsplanes werden nicht bzw. nur unwesentlich
tangiert. Auch hier sind Kerngebiete gem. S 7 BaUWO nit auEreichender
Auanutzung bezogen auf die Größe und den Zuschnitt der Grund-
Etücke festgesetzt.

Wie bereits erwähnt, eind, wenn überhaupt, nur geringe Auswir-
kungen von der Planänderung zu erwarten. Der Rat hat deshalb fest-
gelegt von der vorgezogenen Bürgerbeteiligung gern. $ 3 Abe. L
BauGB abzusehen und die frühzeitige Beteiligung der Träger. -öf fent-
licher Belange gem. S 4 Abs. 1 BauGB gleichzeitig mit den lbffahren
nach S 3 Abs. 2 durchzuführen.

Die Planänderung wird in einem förmlichen Verfahren durchgeführt.

Winterberg, den
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